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Beschluss:

1. Das Sozialreferat wird beauftragt, die einmalig/dauerhaft erforderlichen 

Haushaltsmittel im Rahmen der Haushaltsplanaufsellung 2019 bei der 

Stadtkämmerei anzumelden.

 

2. Personalkosten

Das Sozialreferat wird beauftragt, die Einrichtung von 18,5 Stellen und deren 

Besetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu veranlassen.

Das Sozialreferat wird beauftragt, die dauerhaft erforderlichen Haushaltsmittel 

in Höhe von bis zu 1.166.265 € entsprechend der tatsächlichen Besetzung der 

Stellen bei den Ansätzen der Personalauszahlungen im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2019 beim Kostenstellenbereich SO 2035 

anzumelden.

Im Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamtinnen und 

Beamten zusätzlich zu den Personalauszahlungen noch ein Aufwand für 

Pensions- und Beihilferückstellungen in Höhe von etwa 460.586 € (40 % des 

JMB). 

3. Sachkosten für Arbeitsplätze

Das Sozialreferat wird beauftragt, die im Jahr 2019 einmalig erforderlichen 

zahlungswirksamen Haushaltsmittel für die investiven Arbeitsplatzkosten im 

Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2019 in Höhe von 43.845 Euro 

zusätzlich anzumelden (Finanzposition 4030.935.9330.5). Das Sozialreferat 

wird beauftragt, die ab 2019 dauerhaften konsumtiven Arbeitsplatzkosten i. H. 

v. 14.800 Euro im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2019 ff. zusätzlich 

anzumelden (Finanzposition 4030.560.0000.9, 4030.650.0000.8). 

4. Zusätzlicher Arbeitsplatzbedarf
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Das Sozialreferat wird beauftragt, die aus seiner Sicht unter Ziffer 2.8 des 

Vortrages dargestellten Flächenbedarfe rechtzeitig gegenüber dem 

Kommunalreferat anzumelden, sobald weitere Flächen zugewiesen werden 

sollen.

 

5. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Die endgültige Beschlussfassung obliegt der Vollversammlung des Stadtrats.


